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Stellungnahme zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Tierschutzgesetzes 
 
1. Vorbemerkung 
Während unserer Teilnahme an zahlreichen tierschutzrelevanten Tagungen hat die Befra-
gung von Studentinnen und Studenten der Veterinärmedizin immer wieder folgendes Ergeb-
nis gehabt: 
1.1. Die meisten gaben an, dass sie kranken Tieren helfen wollen. 
1.2. Die Frage nach dem angestrebten Tätigkeitsfeld, also ob sie Heimtiere oder Nutztiere 

meinen, beantwortete die Mehrheit mit „Heimtiere“. 
1.3. Denjenigen, die auf die Frage mit „Nutztiere“ antworteten, stellten wir die Zusatz-

frage, ob sie die Tätigkeit als Amtsveterinär auf einem Schlachthof aufnehmen wür-
den. Sie meinten überwiegend, dass das für sie nach einer Besichtigung eines 
Schlachthofes bzw. einem Praktikum auf gar keinen Fall in Frage käme. Als Begrün-
dung wurde meistens gesagt, dass sie sich nicht vorstellen könnten, die Kontroll-
funktion unbeschadet durchzuhalten, weil sie doch eigentlich den Tieren zu einem 
guten Leben verhelfen möchten. 

 
2. Stellungnahme zum Entwurf 
2.1      Seitens der AGfaN begrüßen wir die vorgesehene Videoüberwachung auf Schlacht-

betrieben ausdrücklich. Allerdings sind wir der Meinung, dass sie für alle gewerbli-
chen Schlachtstätten vorgeschrieben werden muss, also unabhängig von der Zahl 
der jährlichen Schlachtungen verpflichtend vorzuschreiben ist. 

2.2 Die gemäß § 4d Absatz 5, Satz 1 angenommene „durchschnittlich von jedem Betrieb 
quartalsweise stichprobenartig und anlassbezogen“ vorgenommene Sichtung der 
Videoaufnahmen ist unseres Erachtens absolut unzureichend! 

2.3 Durch den Einsatz von KI sollte erreicht werden können, dass das die Videoaufzeich-
nungen prüfende Personal zumindest zunächst nur die tierschutzrelevanten Sequen-
zen zur Kontrolle begutachten muss. Nur so kann unverzüglich eingeschritten wer-
den. 
Wichtig ist unseres Erachtens auch, dass die Videoüberwachung nicht als Ersatz für 
die durchgängige Anwesenheit von Amtsveterinären geeignet ist, weil diese unmittel-
bar eingreifen und fortwährendes Fehlverhalten verhindern sowie erforderlichenfalls 
Sanktionen, zum Beispiel bei brutalen Handlungen, einleiten können.  

2.4 Bezüglich der durch die Installation der erforderlichen Technik entstehenden Kosten 
regen wir an, dass kleine Schlachtbetriebe und insbesondere die selbstschlachten-
den örtlichen Metzgereien, die in der Regel nur an einem Tag in der Woche wenige 
Tiere schlachten, bezuschusst werden. 

 
3. Ergänzung des Vorschlags 
3.1 Unverzichtbar ist unserer Meinung nach die Installation von Supervisionssystemen*  

zumindest auf Ebene der Bundesländer und ggf. auch in Landkreisen mit hoher 
Schlachthofdichte.  
Durch die ganztägige Fokussierung auf negative Vorkommnisse sind die Amtsveteri-
näre und die Kontrolleure der Videoaufzeichnungen arbeitstäglich besonders starken 
emotionalen Belastungen ausgesetzt. Das führt dann früher oder später zu Aus- 
weichreaktionen und Verdrängungsprozessen, sodass der Arbeitsauftrag schließlich  
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nicht mehr ordnungsgemäß wahrgenommen werden kann, sei es, dass über ver- 
meidbares Tierleid hinweggesehen oder für Büroarbeiten im separaten Büro hinter 
verschlossenen Türen usw. mehr Zeit in Anspruch genommen wird, um dem emoti-
onal belastenden Umfeld zu entgehen. Das könnte schließlich sogar Arbeitsunfähig-
keit zur Folge haben und sich auch im familiären und sozialen Umfeld (z. B. auf die 
Kinder) nachteilig auswirken. Im Rahmen der Begleitung durch Supervision in Grup-
pen und in besonders schweren Fällen auch durch Einzelbetreuung besteht die Mög-
lichkeit der Aufarbeitung und der Überwindung der psychischen Belastung und ihrer 
unerwünschten Folgen. 

3.2 Zur Vermeidung zu enger Bindungen an die jeweilige Betriebsleitung mit daraus re-
sultierenden negativen Auswirkungen auf die Beobachtung des Betriebsablaufs hin-
sichtlich des Umgangs mit den Tieren sollten die Aufsichtsbehörden außerdem die 
Möglichkeit haben, ein Rotationssystem zu etablieren, durch das zu enge Beziehun-
gen zu den jeweiligen Betriebs- und Abteilungsleitern vorgebeugt wird.  

Die beiden vorstehend erwähnten Assistenzmöglichkeiten sind bewährte Methoden zur Ver-
meidung nachteiliger Folgen für die Amtsveterinäre und damit geeignet, grausamem Tier-
leid vorzubeugen sowie die Anzahl der Versetzungsanträge in andere Arbeitsbereiche zu 
reduzieren. 
 
4. Glaubwürdigkeit des Gesetzgebers 
Wir begrüßen die vorliegende Initiative zur Bekämpfung von Tierleid im Zusammenhang mit 
der Schlachtung. Überzeugt sind wir allerdings, dass noch mehr getan werden muss. Das 
gilt insbesondere für das längst überfällige Verbot der Betäubung von Schweinen mittels 
Kohlenstoffdioxid und der Anwendung dieses Gases bei der Keulung im Rahmen der AIV-
Bekämpfung sogar bei Wassergeflügel, bei dem die Todesangst und die Zeit bis zum Eintritt 
der Bewusstlosigkeit wegen der Fähigkeit zum Anhalten der Atmung noch länger andauern 
als bei der Betäubung der Schweine, Hühner und Puten. Schließlich sind seit 2003 die ex-
tremen Leiden der Tiere bekannt, die den Tieren aus rein ökonomischen Gründen auferlegt 
werden .**  
 
5. Weitergehende Forderungen 
Wir sehen dringenden Regelungsbedarf und bitten deshalb das BMLEH bei dieser Gelegen-
heit zeitnah um die notwendigen Ergänzungen der „Verordnung zum Schutz landwirtschaft-
licher Nutztiere und anderer zur Erzeugung tierischer Produkte gehaltener Tiere bei ihrer 
Haltung“ (TierSchNutztV) bezüglich der Haltungsvorschriften bislang nicht berücksichtigter 
Tierarten wie z.B. der Mastrinder, aber auch der „Verordnung zum Schutz von Tieren im 
Zusammenhang mit der Schlachtung oder Tötung und zur Durchführung der Verordnung 
(EG) Nr. 1099/2009 des Rates“ (Tierschutz-Schlachtverordnung -TierSchlV) das Verbot der 
CO2-Betäubung durchzusetzen. 
 

Eckard Wendt 

  Vorsitzender 
 

____________________________ 

*  „Supervision (von englisch supervision, wörtlich „[der] Über-Blick“ oder auch „[die] 
Übersicht“) ist eine Form der beruflichen Beratung, die zur Reflexion eigenen Handelns 
anregen sowie Qualität professioneller Arbeit sichern und verbessern soll. Supervision kann 
psychotherapeutische Elemente enthalten, und die Grenze zur Psychotherapie ist schwer 
zu ziehen. (…)“[ 
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Supervision 
 

** Ulrike Machold, Tröger und Moje, Betäubung von Schweinen mit Kohlendioxid, Argon, 
Stickstoff-Argon-Gemisch oder Argon/Kohlenstoffdioxid (2-stufig) –Schlachtkörper und 
Fleischqualität, in 2. Schlachttechnologie-Workshop, 8. Mai 2003, Hrsg: Bundesanstalt für 
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